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Mehr als 800 Professorinnen und Pro-
fessoren aus allen Schweizer Sprach-
regionen und Disziplinen haben sich
öffentlich gegen die Halbierungsin-
itiative ausgesprochen. Der Ökonom
Reiner Eichenberger, Professor an der
Universität Freiburg, sieht das anders.
Eichenberger gehört zu den einfluss-
reichsten Ökonomen der Schweiz. Er
ist bekannt für unkonventionelle und
streitbare Vorschläge, mit denen er
mehr Kostenwahrheit und einen frei-
erenMarkt fordert. Einen solchenVor-
schlag macht er auch im Interview.

Herr Eichenberger, kürzlich haben
sichmehr als 800 Professorinnen
und Professoren in einem offenen
Brief gegen die Halbierungsinitiative
ausgesprochen. Sie haben nicht
unterschrieben.Warum?
Für viele dieser Professorinnen und
Professoren ist die Zusammenarbeit
mit der SRG wichtig. Deshalb scheint
es mir selbstverständlich, dass sie der
Institution gewogen sind.
Die Gegner derHalbierungsinitiative
betonen,wiewichtig die
staatspolitische, kulturelle und
sprachliche Funktion der SRG sei.
Siewürdenwidersprechen?
Natürlich gibt es öffentliche Güter im
Medienbereich, allen voran die Infor-
mation, die für eine Demokratie be-
deutsam sind. Von öffentlichem Inte-
resse sind auch kulturelle Argumente
und die Vielsprachigkeit. Das ist aber
noch kein Grund, die SRG so hoch
zu subventionieren. Auch die Migros
und die Banken erbringen öffentliche
Güter.Da könnteman locker auch Sub-
ventionsgründe erfinden.

Sie sagen: erfinden. Es gibt also
keine Notwendigkeit für einen
gebührenfinanzierten Service public?
Die Frage ist, ob ähnliche oder gar bes-
sere öffentliche Leistungen nicht auch
in einem freierenMarkt erbrachtwür-
den – oder ob es dafür wirklich einen
einzelnen Subventionsempfängerwie
die SRG braucht. Früher gab es gute
Gründe für ein staatlich reguliertes
Monopol: wenige Sendefrequenzen,
hohe Eintrittskosten. Das hat sich ge-
ändert. Die technologischen Kosten
sind gesunken. Während Print- und
elektronische Medien früher in ge-
trennten Märkten tätig waren, sind
heute alle im Internet. Und dort trifft
die SRG mit ihren 1,3 Milliarden aus
Zwangsabgaben auf Private ohne sol-
cheMittel. Das ist hochproblematisch.
Könnten die Privatenwirklich alles,
was die SRG jetzt macht?
Ohne öffentliche Mittel wohl nicht.
Abermit ähnlich vielenMitteln aus ei-
ner klugenMedienförderung könnten
sie mehr als die SRG. Schauenwir uns
die Medienlandschaft an: Tamedia,
CH Media, NZZ, «Blick» – da gibt es
Vielfalt, einen Service public mit un-
terschiedlichen Meinungen. Das sehe
ich bei SRF überhaupt nicht. Die Viel-
falt fehlt eindeutig.
Rechtspopulistische Parteien gehen
in ganz Europa gegen die Öffentlich-
Rechtlichen vor,weil sie unter
anderem ihrem antiliberalen
Weltbildwidersprechen.
Die SRG soll doch nicht nach rechts
rücken, sondern sachlicher und plura-
listischer werden. Bei einzelnen Sen-
degefässen darf es eine Asymmetrie
geben, aber nicht immer zugunsten
desselben politischen Lagers und so,
wie es der Regierung dient.
Gehören Serienwie «Tschugger»
zum Service public?

Aus meiner Sicht ist es nicht Aufgabe
eines gebührenfinanzierten Senders,
Schweizer Serien oder Spielfilme zu
produzieren.Auch der Schweizer «Tat-
ort» gehört für mich nicht dazu. Frü-
her war die Mischung von Informati-
on und Unterhaltung im linearen Pro-
grammder SRG sinnvoll,weil die Leute
dank der Unterhaltung auch Informa-
tionssendungen geschaut haben.Heu-
te schauen immerweniger Leute linea-
res Programm,weshalb man in einem
Service-public-Angebot auf reine Un-
terhaltungverzichten kann. Einen Ein-
griff braucht es dort,wo die Informati-
on gesellschaftlich nützlich ist und der
Markt sie nicht anbieten kann.Bei Sen-
dungen wie dem «Kassensturz» trifft
wenigstens Ersteres zu.
100 Franken pro Jahr sind für einen
Haushalt nicht viel, aberwenn die
Gebühren um diesen Betrag sinken,
geht viel kaputt. Ist es daswert?
Mit dem «Vernütele» von 100 Franken
pro Jahr können sie jedes teure Projekt
rechtfertigen, solange es nichts scha-
det.Abermein Punkt ist ja, dass die ho-
hen Subventionen der SRG schädlich
sind.Mich erstaunt, dass Sie und viele
Medienschaffende offensichtlich das
Problem der Asymmetrie nicht sehen
wollen.Wenn ein Unternehmen mehr
als eine Milliarde für ein staatsdienli-
chesMitte-links-Programmgeschenkt
bekommt,macht das die anderen platt.
Noch schlimmer: Es zwingt sie, in die
ideologischen Ränder auszuweichen.

So rechtfertigt sich dann der Subven-
tionsunsinn noch selbst.
Die SRG bietet unter anderem
Sendungen auf Rätoromanisch und
ein umfassendes Programm für
das Tessin. Das kostet, ist für den
Zusammenhalt des Landes aber
wichtig. Uns erstaunt, dass Sie
diesesArgument nicht sehen.
Die regionale Umverteilungsdiskussi-
onmussmanvon derDiskussion über
den Service public trennen.Wennman
findet, die Subventionierung derRegi-
onen sei wichtig, soll man ihnen das
Geld direkt geben. Dann können sie
über dessen Verwendung selbst be-
stimmen.Dann entstündenneue Ideen,
wie sprachregionaler Service public ef-
fizienter erbracht werden kann.

Wird die Initiative angenommen,
stehenmehrere Tausend Leute auf
der Strasse. Kümmert sie das nicht?
Aha, staatsnahe Medien als Arbeits-
beschaffungsmassnahme trotz Fach-
kräftemangel? Ich bin mir sicher, dass
man nicht eine Halbierung von ei-
nem Tag auf den anderen vornähme,
sondern einen langsamen Abbau mit

«Die SRG soll nicht
nach rechts rücken,
sondern sachlicher
werden.»

«Die Halbierungsinitiative ist
Schweizer Radio und Fernsehen Reiner Eichenberger ist dagegen, TV-Serien wie «Tschugger» oder «Tatort» mit Gebühren

konkreten Zielen vollziehen würde.
Reformen kommen aber nur zustande,
wennman irgendwann ein Stoppschild
hinstellt. Die Halbierungsinitiative ist
ein solches Stoppschild.
Angesichts von Fake News und
der geopolitischenVerwerfungen ist
eine starke nationale Infrastruktur
wichtig, die unabhängig von
US-Techkonzernenwie Google oder
Meta ist und von deren Plattformen
Youtube, Instagram und anderen.
Ganz zu schweigen vonTiktok, das
einer chinesischen Firma gehört,
oder ElonMusks X.
Ja, aber genau deshalb soll nicht
nur SRF Plattformen betreiben. Das
können auch private Unternehmenwie
zum Beispiel Tamedia oder die NZZ –
erst recht, wenn sie dafür Subventio-
nen erhielten. Genau weil Informati-
on so wichtig und die Bedrohungen
so vielfältig sind, brauchenwirVielfalt
ohne einen überfütterten Dominator.
Wie sähe denn IhrModell
konkret aus?
Zunächst einmal gibt es unterschied-
liche Ideen undVorstellungen darüber,
wie ein guter Service public im Fern-
sehen, im Radio oder im Internet aus-
sieht. Die Kompetenz, dies zu beurtei-
len, liegt nicht allein bei SRF und sei-
nen Journalistinnen und Journalisten
oder denMitgliedern irgendeinerAuf-
sichtskommission.DerRegionalsender
Tele Z zum Beispiel – nicht zu ver-
wechseln mit TeleZüri – führt immer

«Wir brauchen
Vielfalt ohne
einen überfütterten
Dominator.»

Ökonom Reiner Eichenberger,
Professor an der Universität
Freiburg. Foto: Manuela Matt
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SVP-Nationalrat Thomas Matter
sagt, ermüsse in der SRF-Sendung
«10 vor 10» nur zwei Sätze von Ar-
thur Honegger hören – und schon
wisse er, dass der Moderator links
sei. Matter gehört zu den Initian-
ten der Halbierungsinitiative und
hat jetzt im Abstimmungskampf
einen alten Vorwurf neu lanciert:
Die SRG habe «Linksdrall».

Geärgert hat sich Matter etwa
im letzten Jahr über einen Beitrag
der «Tagesschau» zuAnti-AfD-Pro-
testen in Deutschland. Dieser sei
«nicht neutral» und «einseitig»,
kritisierte er in einer Beschwerde
bei derSRG-Ombudsstelle.

Matter bekam teilwei-
se recht. Einschätzungen
der SRF-Korrespondentin
Alexandra Gubser seien
in der Tat «problematisch
und auch meinungsver-
fälschend», heisst es im
Bericht derOmbudsstelle.
Es sei verharmlosend,mit
denWorten zu schliessen,
der allergrösste Teil der
Proteste sei «bunt und friedlich»
gewesen. Mit wenig Aufwand hät-
teman herausfinden können, dass
es zu gewaltsamen Auseinander-
setzungen gekommen sei.

500 Beanstandungen
aus Juso-Kreisen
1408 Beanstandungen erreichten
imvergangenen Jahr die SRG-Om-
budsstelle in derDeutschschweiz –
so vielewie nie. «Vereinzelt»wurde
demAufruf der SVPFolge geleistet,
im Zuge der Halbierungsinitiati-
ve SRF mit Beschwerden einzude-
cken. ImDezember reichte ein SVP-
Vorstandsmitglied aus dem Raum
Bern innert drei Tagen vier Bean-
standungen ein, wie im Jahresbe-
richt derOmbudsstelle zu lesen ist.

Doch nun warnt Co-Ombuds-
frau Esther Girsberger davor, vor-
eilige Schlüsse zu ziehen. «Die
hohe Zahl ist kein Beweis, dass SRF
links ist», sagt sie. So sei die gröss-
te Massenbeanstandung 2025 aus
dem Umfeld der Juso gekommen,
513-mal wurde die Satiresendung
«LateNight Switzerland» kritisiert.

Dort zeigte Stefan Büsser einVi-
deo mit der Zürcher SP-Jungpoli-
tikerin Vera Çelik und sagte, man
wisse nicht, ob es sich bei der Frau
um eineMuslima oder umden Prä-
sidenten der Jungen SVP handle.
Nils Fiechter hatte einst mit einem
selbst gebastelten Sprengstoffgür-
tel auf dem Bundesplatz für das
Verhüllungsverbot demonstriert.
Die Ombudsstelle beanstandete die
Sequenz als «diskriminierend und
die Menschenwürde verletzend».

Girsberger sagt, ihr falle auf,
dass die SRG in ihrer Bericht-
erstattung dem Schutz von Ver-
folgten eine hohe Bedeutung bei-
messe. Das entspreche allerdings
auch der humanitären Tradition
der Schweiz.

Von «Linksdrall»will Girsberger
nichtswissen. «Die SRG produziert
Tausende Sendungen und Berich-
te, die sachgerecht und ausgewo-
gen sind.» Es gebe allerdings Be-
anstandungen zu Publikationen,
«die wir unterstützen», sagt sie.
«Daraus den Schluss zu ziehen, die
SRG sei links, ist unfair. Diese Pau-
schalisierung durch SRG-Kritiker
ärgert mich.» Girsberger, die FDP-
Mitglied ist, betont zudem: «Jour-
nalistinnen und Journalisten von
SRF halten ihre politische Grund-
haltung zurück. Siewissen,was auf
demSpiel steht,wenn sie nicht aus-
gewogen berichten.»

Eine Studie der ZürcherHochschu-
le fürAngewandteWissenschaften
zeigt, dass drei Viertel der Schwei-
zer Journalistinnen und Journa-
listen auf einer Skala von 0 bis 10
links von der 5 zu verorten sind.
«Die politische Haltung der SRG-
Mitarbeitenden unterscheidet sich
nicht signifikant von jener der
Journalisten in privatenVerlagen»,
sagt JournalistikprofessorVinzenz
Wyss. «Es gehört auch zum jour-
nalistischen Rollenbild, Missstän-
de aufzudecken und dieMachtver-
hältnisse kritisch zu hinterfragen,
statt sie zu bewahren. Das ent-

spricht eher einer linken
Denkweise.»

GemässWyss ist es je-
doch «unlauter»,von der
persönlichenEinstellung
direkt auf die Berichter-
stattung zu schliessen.
Die SRG sei bemüht,viel-
fältig zu berichten. Der
Teufel stecke oft im De-
tail. In rechten Kreisen
stosse man sich an ein-

zelnen Begriffen oder daran, dass
bestimmteAspekte zu kurz kämen.
«Bei der Wahrnehmung im Publi-
kum spielt es dabei eine Rolle, wie
ein Thema inszeniert wird.»

Das ForschungszentrumÖffent-
lichkeit undGesellschafter derUni-
versität Zürich (FÖG) schreibt in ei-
nem Factsheet zur Initiative, dass
die Nachrichten der SRG in der
Schweiz zu denAngebotenmit dem
höchstenVertrauen in derBevölke-
rung gehörten. Bei Menschen, die
sich rechts verorten würden, sei
das Vertrauen zwarweniger gross.
Trotzdem geniesse die SRG «auch
auf der rechten Seite mehr Ver-
trauen als die untersuchten priva-
ten Medien». Das FÖG beruft sich
dabei auf eigene Untersuchungen.

«Es ist unklug, dass die SRG
die Kritik abwimmelt»
Zudemhat das FÖG in einer neuen
Analyse die Berichterstattung von
über 60 Volksabstimmungen aus-
gewertet. So wurde untersucht, ob
der Tonfall eines Beitrags positiv,
negativ oder ambivalent gegen-
über der Vorlage war. Dabei zeigte
sich, dass sich SRF und RTS prak-
tisch im Durchschnitt aller unter-
suchten Medien befinden – und
weder eine Positionierung nach
rechts noch nach links erkenn-
bar ist. «Eine politische Schlagsei-
te nach links lässt sich nicht beob-
achten», schreibt das FÖG.

Selbst SVP-Bundesrat Albert
Rösti stellt bei der SRG «denWil-
len zur ausgewogenen Bericht-
erstattung» fest, wie er im De-
zember gegenüber «20 Minuten»
sagte.Allerdings gebe es noch For-
mate, die nach wie vor Luft nach
oben hätten.

Die SRG hat aufgrund der Kritik
extra eine Stellungnahme auf ihrer
Website publiziert. Die Frage, ob
bei der SRG nur linke Journalistin-
nen und Journalisten arbeiten,wird
mit einem«Nein» beantwortet. Die
Darstellung der Meinungsvielfalt
des gesamten politischen Spekt-
rums werde in den Programmen
«gewährleistet».

Dies irritiert den Journalistik-
professor. «Ich finde es unklug,
dass die SRGdie Kritik eher abwim-
melt», sagtWyss. «Siemüsste doch
von sich aus ein Interesse haben,
die Vorwürfe zu entkräften.» Lei-
der habe bisher niemand das Fra-
ming der SRG-Kanäle untersucht.

Adrian Schmid

«Linksdrall» bei der SRG?
«Diese Pauschalisierung

ärgert mich»
SRG-Ombudsfrau zur Halbierungsinitiative Die Zahl
der Beanstandungen von SRG-Beiträgen

erreicht ein Rekordhoch. Die Auswertung der
Eingaben offenbart jedoch Überraschendes.

initiative ist ein Stoppschild»
Schweizer Radio und Fernsehen Reiner Eichenberger ist dagegen, TV-Serien wie «Tschugger» oder «Tatort» mit Gebühren zu finanzieren. Der Ökonom fordert einen anderen Service public.

wieder Interviews, die qualitativ bes-
ser sind als viele von SRF. Nach mei-
nemModellwürdenAngebote von Pri-
vaten, die bestimmten Service-public-
Kriterien entsprechen, rückwirkend
entschädigt. Ein wichtiges Kriterium
dafür ist auch die Anzahl Zuschaue-
rinnen und Zuschauer.

Undwer soll festlegen,
welcher Senderwie
viel Geld erhält?
Drei verschiedene unabhängige Gre-
mien: je eines aus Medienexperten,
Medienmitarbeitern und Publikums-
vertretern. Sie würden wohl weniger
die einzelnen Sendungen beurteilen
als die internen Prozesse und Proze-
duren, die in einem bestimmten Sen-
der ablaufen. Sind diese professionell
umgesetzt oder nicht?
Sie plädieren also dafür, eine
gewaltige Bürokratie aufzubauen.
Nein. Es ist ein vielfältiger, wett
bewerblicher Qualitätsgenerator.
DerAbbau von Bürokratie ist den
Liberalen und anderenVerteidigern
der freienMarktwirtschaft doch

sonst sowichtig. Und jetzt darf es
plötzlichmehr Bürokratie sein?
Solche Kommissionen lassen sich re-
lativ billig einrichten. Bei SRF gibt es
eine Qualitätskontrolle, die auch et-
was kostet.
Werden die Subventionen
rückwirkend ausbezahlt, verschafft
dies Unternehmern und Sendernmit
einem grossen Startkapital einen
gewaltigenVorteil. Gegebenwürde
jenen, die ohnehin schon haben.
Willkommen beimOligarchen
fernsehen.
Nein, nein. Die rückwirkende Unter-
stützung liesse sich gutmit einemKre-
ditsystem für neueAnbieter kombinie-
ren.MeinVorschlag ist ja nicht in Stein
gemeisselt. Natürlich soll man ihn an
die konkreten Probleme anpassen, die
sich angesichts der grossen Dynamik
eineswettbewerblicherenMediensys-
tems ergebenwerden.Aber nochmals:
Man kann nicht so tun,wiewenn heu-
te alles in Ordnungwäre,was die Mei-
nungsvielfalt im jetzigen Service-pu-
blic-Angebot betrifft. Das ist ganz klar
nicht so.
EinemonopolartigeMacht könnte in
einem freienMarkt einem Einzelnen
mit sehrviel Geld zufallen. Zum
Beispiel einemMilliardär, vielleicht
sogar einem ausländischen
Milliardär, der bestimmte politische
Absichten verfolgt.
In einem offenen Markt, wie wir ihn
heute nicht zuletzt dank des Internets

haben, gibt es keinen Grund, weshalb
ein einzelnerAnbieter in der Lage sein
soll, die anderen zu dominieren.Natür-
lich darf man es nicht so machen wie
in Ungarn, wo die Regierung irgend-
welchen FreundenvonViktorOrban zu
nationalen oder regionalen Monopo-
len verhilft.Waswir brauchen, ist eine
vielfältige Landschaft mit verschiede-
nen Medienanbietern, die der Dyna-
mik im Internet gerecht wird.
Gäbe es dann überhaupt noch ein
staatsnahes Radio oder Fernsehen?
Institutionenwie die SRG gehen nicht
einfach unter. Natürlich könnte sich
auch die SRG umAbgeltungen bewer-
ben, undwenn sie tatsächlich so kom-
petent ist, hätte sie sogar einen Vor-
sprung.Aber eines ist klar: Einmarkt-
orientierter Vorschlag wie meiner hat
es schwer. Denn in der sich ergeben-
den Dynamik wäre unsicher, wer sich
amEnde durchsetzt. Das können auch
neue oder bisher kleine Anbieter sein.
Entsprechend ist der Widerstand der
Profiteure des heutigen Systems gross.
Sie selbst haben SRF auch
viel zu verdanken, oder?
Ja, klar.Wenn jemand als junger Öko-
nom in einer Sendungwie der «Arena»
auftritt, hatte dies früher eine gros-
seWirkung. Und es hilft natürlich der
Karriere, wenn einen die Medien im
richtigen Moment fördern. Heute hat
dieser Effekt allerdings angesichts der
Entwicklung derEinschaltquoten stark
abgenommen.

«Man kann nicht so
tun, wie wenn heute
alles in Ordnung
wäre.»

Zu gross? Zu
teuer? Hauptsitz

der SRG in
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Co-Ombudsfrau
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